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BdB kritisiert niedersächsischen Gesetzentwurf 

Dienstunfähige Beamte als Betreuer nicht geeignet 
 
Die niedersächsische Landesregierung plant, überzählige und sogar dienstunfähige 
Beamte als Behördenbetreuer/innen einzusetzen, um Kosten zu sparen. Mit einer Än-
derung des niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Betreuungsgesetz soll dafür 
die Rechtsgrundlage geschaffen werden. Ein entsprechender Gesetzentwurf ist jetzt in 
den Landtag eingebracht worden. 

Der Bundesverband der Berufsbetreuer/innen e.V. (BdB) hat den Entwurf bereits bei 
Bekanntwerden im August scharf kritisiert, da seine Umsetzung mit einer nicht hin-
nehmbaren Verschlechterung der Situation betreuungsbedürftiger Menschen verbun-
den wäre. Die Durchsetzung des Selbstbestimmungsrechts der Betroffenen ist ein 
zentrales Anliegen des Verbandes. „Das Betreuungsrecht muss verteidigt werden!“, 
kommentiert der BdB-Vorsitzende Klaus Förter-Vondey. „Wohlweislich steht als Be-
treuer die „natürliche Person“ im Mittelpunkt des Gesetzes. Die Aufgabe ist, an der Sei-
te des Klienten zu unterstützen und ihm gegenüber verantwortlich zu sein und nicht 
einem ‚Dienstherrn‘.“ Einer „Verstaatlichung“ durch  Behördenbetreuungen sei ent-
schieden zu widersprechen und nach der Vereinbarkeit mit dem Geist der UN-
Behindertenrechtskonvention zu fragen.  

Dem Gesetzentwurf scheint die noch immer verbreitete Vorstellung zugrunde zu liegen, 
Betreuungen könnten grundsätzlich von jedem geführt werden, unabhängig von der 
Vorbildung und weiteren Voraussetzungen. Tatsächlich benötigen Betreuer/innen aber 
erhebliche Kenntnisse aus unterschiedlichen Fachgebieten, z.B. im Bereich psychiatri-
scher Krankheitsbilder, bei Suchterkrankungen, in der Kommunikation mit psychisch 
kranken Menschen, im Sozialrecht etc. „Unsere Kernkompetenz liegt in der Bezie-
hungsgestaltung zu den Klient/innen und im Verfahren des Betreuungsmanagements. 
Dass nun Landesbedienstete ohne diese Qualifikation schwierige Betreuungsaufgaben 
übernehmen sollen, ist  absolut nicht nachvollziehbar. Wir appellieren an alle Abgeord-
neten des niedersächsischen Landtages, den Gesetzentwurf abzulehnen.“, so Förter-
Vondey.  
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